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Das Kriegswaiſengeld beträgt jährlich :

b) wenn die allgemeine Verſorgung nicht zuſteht :
1. für jedes vaterloſe Kind eines Offiziers . . 200 /¼,

für jedes elternloſe Kind eines Offiziers . . 300 /, ,
2. für jedes vaterloſe Kind einer Militärperſon

der Unterklaſſen , eines Angehörigen der frei⸗
willigen Kriegskrankenpflege oder eines Unter⸗
Beantel
für jedes elternloſe Kind einer Militärperſon
der Unterklaſſen , eines Angehörigen der freiwil⸗
ligen Kriegskrankenpflege oder eines Unter⸗
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Dem elternloſen Kinde ſteht das Kind gleich , deſſen Mutter
zur Zeit des Todes ſeines Vaters zum Bezug des Kriegswitwen⸗
geldes nicht berechtigt iſt

d) Nr . 25 1 4 71/1915 . Nr . 6.

Bei der Berechnung der Familienbeihilfen nach Ziffer 4 der
Beſtimmungen über die Dienſt⸗ und Einkommensverhältniſſe der
zum Kriegsdienſt einberufenen Beamten , Bedienſteten und Ar⸗
beiter ( zu vgl . Nachrichtenblatt 139/1914 ) ſind die während des
Heeresdienſtes fälligen Lohnzulagen mitzuberückſichtigen . In den
Fällen , wo dieſe Lohnzulagen unberückſichtigt geblieben ſind , ſoll
der nach der neuen Berechnung ſich ergebende Mehrbetrag nach —
bezahlt werden .

e) Nr . 2b 1 a 107/1915 . Nr . 10.

Mit der Verfügung im Nachrichtenblatt 98/1915 iſt beſtimmt
worden , daß Eiſenbahnbedienſtete , die während des Kriegsdien —
ſtes invalid geworden ſind , ſofort nach Beendigung des Heilver⸗
fahrens und Entlaſſung vom Militärdienſt ihre frühere Tätigkeit
im Eiſenbahndienſt wieder aufzunehmen oder , falls dies nicht
möglich ſein ſollte , ſich wenigſtens ſofort dem Eiſenbahndienſt
wieder zur Verfügung zu ſtellen haben . Entzieht ſich der Be⸗
dienſtete nach Beendigung des Heilverfahrens unberechtigter⸗
weiſe der Dienſtleiſtung , ſo iſt , wenn im Einzelfall nicht anderes
verfügt wird , die Familienbeihilfe mit dem Tag einzuſtellen , an
dem der Bedienſtete den Dienſt hätte aufnehmen können . Sonſt
erliſcht die Familienbeihilfe mit dem Tag des Dienſtantritts .

Verſorgung der Hinterbliebenen der Kriegsteilnehmer
Nr . 2b 1 A IJ. 8/1915 . Die Verſorgung der Hinterbliebenen der

im Kriege gefallenen , der infolge einer Kriegsverwundung oder
einer ſonſtigen Kriegsdienſtbeſchädigung geſtorbenen und der im
Kriege verſchollenen Kriegsteilnehmer iſt durch das Militärhinter⸗
bliebenengeſetz vom 17. Mai 1907 ( Reichsgeſetzblatt Seite 214 )



geregelt . Die hierzu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften des

Kriegsminiſteriums ſind veröffentlicht im Armeeverordnungsblatt
1907 Seite 242 ff . und 1914 Seite 328 f. ( S. oben NBl 50 . 1915 . )

Das Miniſterium des Innern hat an die Bezirksämter An⸗

weiſungen über die Behandlung von Geſuchen wegen Verſorgung
der Hinterbliebenen der im Kriege gefallenen und verſtorbenen
Kriegsteilnehmer erlaſſen . Hiernach ſollen die Anträge auf Be⸗

willigung der Kriegsverſorgungsgebührniſſe im allgemeinen an
das Bürgermeiſteramt des Orts gerichtet werden , an dem die

Hinterbliebenen wohnen ; die erforderlichen Vordrucke werden von
den Bürgermeiſterämtern abgegeben . Indeſſen können die An⸗

träge der Hinterbliebenen von ſtaatlichen Beamten und Bedien⸗

ſteten ſowie von Arbeitern der Staatsbetriebe nach der Verfügung
des Miniſteriums des Innern ſtatt von den Bürgermeiſterämtern

auch von der dem Verſtorbenen zuletzt vorgeſetzt geweſenen Zivil⸗
behörde entgegengenommen werden .

In weiterer Ausführung dieſer Vorſchriften wird beſtimmt :
Die Kriegstodesfälle aller etatmäßigen und nicht etatmäßigen

Beamten ſowie der im vertragsmäßigen Verhältnis ſtehenden

Bedienſteten ſind von den vorgeſetzten Dienſtſtellen in der in § 20 b

der Geſchäftsanweiſung für die Bezirks⸗ und Ortsſtellen und in

§ 13 b der Geſchäftsanweiſung für die Generaldirektion vorge⸗

ſchriebenen Weiſe ans Zentralburueau anzuzeigen . Dabei ſind
die gleichen Belege beizubringen , wie es für Todesfälle in Frie⸗

denszeiten üblich oder vorgeſchrieben iſt , nur iſt noch anzugeben
der militäriſche Dienſtgrad des Verſtorbenen , der Truppenteil ,
dem er während des Krieges angehört hat , und womöglich der Ort ,

wo er gefallen oder geſtorben iſt . An Stelle des ſtandesamtlichen

Sterbeſcheins können auch Mitteilungen der Truppenteile uſw .
über den Tod , Todesanzeigen und Nachrufe von Truppenteilen
und Behörden im Militärwochenblatt oder in ſonſtigen Zeitungen
und Zeitſchriften als Ausweis dienen . Auch genügt ein Hin⸗
weis auf die Nummer der amtlichen Verluſtliſteuͤ . Die Anzeigen
über Kriegstodesfälle etatmäßiger Beamten werden vom Zen⸗
tralbureau in der ſonſt üblichen Form dem Kontrollbureau des

Finanzminiſteriums mitgeteilt . Das Finanzminiſterium wird

bei den etatmäßigen Beamten —neben der Entſchlie⸗

ßung wegen des Verſorgungsgehalts aus der Badiſchen Staats⸗

kaſſe — die weiteren Schritte bei der zuſtändigen Militär⸗Inten⸗
dantur wegen Erlangung der Militärhinterbliebenenverſorgung
von ſich aus unternehmen . Den Hinterbliebenen wird dadurch die

Stellung eines Antrags beim Bürgermeiſteramt erſpart .
Die Anträge der Hinterbliebenen von nichtetatmäßi⸗

gen Beamten und Bedienſteten ſowie von Arbeitern in

ſtaatlichen Betrieben dagegen ſind nach der allgemeinen Anord⸗

nung des Miniſteriums des Innern durch die Bürgerme i⸗

ſterämter zu behandeln und werden von den Bürgermeiſter —

ämtern durch Vermittlung der dem Beamten oder Arbeiter zu⸗

letzt vorgeſetzten Dienſtſtelle ans Bezirkskommando geleitet .

Wenn ein derartiger Antrag vom Bürgermeiſteramt an die dem

verſtorbenen Beamten oder Arbeiter zuletzt vorgeſetzt geweſene

Zivildienſtbehörde übermittelt wird , ſo hat dieſe auf dem Antrag
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betreffenden Orts zu vermerken , daß den Hinterbliebenen nach
den geſetzlichen Beſtimmungen keinerlei Anſpruch auf Ver⸗

ſorgungsgehalt aus der Badiſchen Staatskaſſe zuſteht .
Den Dienſtſtellen wird es zur Pflicht gemacht , den Hinter⸗

bliebenen der ihnen unterſtellt geweſenen Beamten , Bedienſte⸗
ten und Arbeitern zur Erlangung der Verſorgungsgebührniſſe
mit Rat und Tat behilflich zu ſein .

Nr . M 11. 109/1915 . Nr . 11. Nach der Beſtimmung der Ver⸗

fügung Nr . 2b 1 a, Nachrichtenblatt 139/1914 , lfde . Nr . 18 , letzter
Abſatz , Seite 816/17 , haben nur die Angehörigen ſolcher Arbeiter ,
die infolge ihrer Verwendung als freiwillige Kriegskrankenpfle⸗
ger aus dem Eiſenbahndienſt ausgeſchieden und ausſchließlich im

Sanitätsdienſt der Militärverwaltung oder des Roten Kreuzes
beſchäftigt ſind , die Beihilfe nach Abſatz 4 a bis k der genannten
Verfügung Seite 815 zu erhalten . Zur Erlangung der Beihilfe
iſt die Vorlage einer Beſcheinigung der Militärverwaltung oder
der zuſtändigen Stelle des Roten Kreuzes , woraus erſichtlich iſt ,
daß ſie als freiwillige Kriegskrankenpfleger eingeſtellt ſind , er⸗
forderlich .

Arbeiter , die neben dem Sanitätsdienſt auch noch bei der
Eiſenbahnverwaltung Dienſt leiſten , haben für die Zeit der
Dienſtleiſtung bei der Eiſenbahnverwaltung die hierauf entfal⸗
lende regelmäßige Vergütung zu erhalten .

Zum Eintritt als freiwilliger Krankenträger iſt die Geneh —
migung der Generaldirektion erforderlich .

Mlitärdienſt , hier Vehandlung der militätpflichtigen Zivilbedienſteten
im Falle der Einberufung zum militürdienſt

Miniſterium der Finanzen , Nr . 3146 vom 12. 4. 15.

Ausführung des § 66 des Reichsmilitärgeſetzes . NBl 47/1915 . Nr . 3.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben mit Aller⸗
höchſter Staatsminiſterialentſchließung d. 4. Karlsruhe , den
3. April 1915 , Nr . 288 , gnädigſt geruht ,

1I.. zum Vollzug der Beſtimmung unter 1 Ziffer 3 Ab⸗
ſatz 4 der landesherrlichen Verordnung vom 28 . November
1889 , die Ausführung des § 66 des Reichsmilitärgeſetzes be⸗
treffend ( Geſetzes - und Verordnungsblatt Seite 457 ) folgendes zu
beſtimmen :

„ Beamten , die für die Dauer des Krieges mit immobi⸗
len oberen Beamtenſtellen der Militärverwaltung
wirklich beliehen werden und die in dieſer Verwendung
als Beſoldung das niedrigſte Friedenseinkommen dieſer Stellen
und außerdem eine Kriegszulage , dieſe beſtehend

a) in drei Zwanzigſtel des Höchſtgehalts der verliehenen
Stelle bei Verwendung am bisherigen Wohnort ,

b) in dem ermäßigten Tagegeld nach dem für die verliehene
Stelle zuſtändigen Satze bei Verwendung außerhalb des
bisherigen Wohnorts ,
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